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Montag, 12. Juli 2021StarkeBaslerinnen

Externe Kinderbetreuung für alle
Um1970waren familienexterne Betreuungsangebote nur für Kinder jenerMütter gedacht, die keine andereWahl hatten.

Anina Zahn*

1972 lanciertedieVereinigung fürFrau-
enrechteBasel eine Initiative fürTages-
schulen. In den Jahren zuvor hatte sie
als Vereinigung für Frauenstimmrecht
Basel auf den Strassen für das Frauen-
stimmrecht gekämpft. 1971war dieses
wichtige Ziel erreicht. Nun nahm sich
die Vereinigung – neu als Vereinigung
für Frauenrechte – anderer Probleme
an: derKinderbetreuung vonberufstä-
tigenMüttern.

Der Blick ins Ausland zeigte, dass
durchaus gute Betreuungsmöglichkei-
ten existierten, erinnerte sich Ursula
Nakamura, Mitglied und spätere Prä-
sidentin, jüngst in der Festschrift von
Frauenrechte beider Basel: «Ich kom-
me 1972 mit meiner Familie von Ja-
pan in die Schweiz und hoffe auf gute
KindertagesstättenundTagesschulen,
wie ichdies früher indenUSAgesehen
habe, realisiere jedoch, dass dies hier
leidernochkaumverwirklicht ist.»Die
Initiantinnen betonten den pädagogi-
schen Wert der Tagesschulen. Zudem
würden sie Kinder und Familien von
Schul- undArbeitswegenentlastenund
Müttern eine berufliche Tätigkeit er-
möglichen. Diese waren nämlich für
dieKinderbetreuungunddenHaushalt
zuständig, obwohl bereits die Hälfte
der Basler Frauen erwerbstätig war.

Der Regierungsrat konnte mit der
Initiative gar nichts anfangen, er stuf-
te sie gar als gefährlich ein. Er warnte
davor, familiäreAufgaben, ein «bisher
mit oder ohne Vater privat gelöstes
Problem», anden Staat zu übertragen.
KrippenoderTagesheime seiendurch-
aus sinnvoll, wenn sie «Notlagen be-
stimmter Bevölkerungsgruppen» be-
heben würden. Die Tagesschule hin-
gegen strebe «eine gesellschaftliche
Neuorientierung im Verhältnis zwi-
schen den Geschlechtern» an.

Nachdemsich auchderGrosseRat
1975 klar gegen die Initiative ausge-
sprochen hatte, zog die Vereinigung
für Frauenrechte ihre Initiative zurück.
Erst über ein Jahrzehnt später revidier-
te der Regierungsrat seine Meinung
und bewilligte Ende der 1980er-Jahre
die erste Tagesschule, in den 1990er-
Jahren folgte die zweite.

KinderkrippenundTagesheime:
eineNotlösung
Die Antwort des Regierungsrates ent-
sprach einer damals weitverbreiteten
Vorstellung: Institutionelle Kinderbe-
treuung könne die liebevolle mütterli-
che Aufopferung nie ersetzen. Trotz-
demgabesbereits vieleAngebote:Um
1970 subventionierte der Kanton be-
reits 30 Kinderkrippen und Tageshei-
me, indenen1500Kinder imVorschul-
alter betreut werden konnten.

Der grösste Anbieter war der Frau-
enverein am Heuberg, heute Familea.
Der Frauenverein wählte die Kinder
sorgfältig aus, wie Schwester Vreni
Stüssi in einem Beitrag des Schweizer
Fernsehens bestätigte: «Wir rechnen
damit, dass wir ungefähr jedes vierte
Kind aufnehmen können. Ganz un-
glücklich darüber sind wir aber nicht,
weil ein Heim immer eine Notlösung
ist. (…) Erstens können wir nur Kinder
aufnehmen,die imKantonBasel-Stadt
wohnen, vonFrauen,die alleinstehend
sind, eventuellGastarbeiterkinder (…).
Wir müssen also abklären, ob es not-
wendig ist, dass die Frau arbeiten ge-
henmuss.»

Krippen und Tagesheime waren
nur für Kinder derjenigen Mütter, die
sich nichtwie vorgesehen rundumdie
UhrumihreKinderkümmernkonnten:
Alleinerziehende, Ausländerinnen,

Arme. Mit der Zeit setzte sich allmäh-
lich ein anderes Bild von Krippen, Ta-
gesheimen und Horten durch. Nicht
nur Frauenorganisationen, sondern
auch Politikerinnen forderten vehe-
ment mehr Betreuungsplätze. Bereits
1969 hatten bürgerliche und linke
Grossrätinnenungeachtet ihrer Partei-
grenzen mehr Krippen verlangt. Aber
die Angebote vermehrten sich nur
langsam und die Aufnahmekriterien
waren nachwie vor streng.

Erwerbstätige Eltern antworteten
deshalb mit Selbsthilfe. Organisatio-
nen von italienischen Migrantinnen
undMigranten wie die Missione Cat-
tolica Italiana (MCI) bauten in den
1960er-Jahren selbst Betreuungsan-
gebotewie Krippen undTagesschulen
auf. Schliesslichmussten Saisonarbei-
terinnen oder Jahresaufenthalterin-
nen arbeiten, um in Basel bleiben zu
können. Auch imNachgang der 68er-
Bewegung gründeten Studierende
und junge Eltern eigene Krippen mit
neuen Erziehungsgrundsätzen und
mehr Elternbeteiligung. Und erwerbs-
tätigeMütter beschlossen 1978, einen
Tagesmütterverein aufzubauen. Für
viele Mütter war dieses Angebot be-
sonders attraktiv, konnten Tagesmüt-
ter doch eine intensive Betreuung ge-
währleisten.

Die Entwicklungen erfassten auch die
bestehendenKinderkrippenundTages-
heime,die ihrepädagogischenKonzep-
teallmählichausbauten.Langsamsetz-
te sich die Vorstellung durch, dass die
Kinder ganz gut ausser Haus betreut
würden,undesgar förderlich für sie sei.
Oderwie es dieNach-68er-Partei Pro-
gressive Organisationen Basel (POB)
1984 in ihrer Abstimmungskampagne
für mehr Kindertagesstätten, die sie
haushoch verlor, auf den Punkt brach-
te: «Kinder brauchenKinder.»

VerfassungsmässigesRechtauf
eineTagesbetreuung
Mit dem ersten Frauenstreik 1991 er-
hieltengleichstellungspolitischeAnlie-
genneuenSchwung.Fraueneroberten
sich höhere berufliche und politische
Positionen. Und auch Unternehmen
wolltennicht länger auf gut ausgebilde-
te Frauen verzichten. Gleiche Chan-
cen imBeruf bedingten jedochendlich
einenAusbauderTagesbetreuung.Die
sich häufendenMeldungen über lange
Wartelisten machten das Anliegen
umso dringlicher.

Grossrätinnen jeglicher Parteien
reichten nunAnzüge ein und forderten
öffentlich einen Ausbau ein. Doch erst
die1996unterdemLeaddesTagesmüt-
tervereins eingereichte Initiative zur

Kinderbetreuung brachte den Durch-
bruch. Eine grossrätliche Kommission
erarbeitete nun das erste Tagesbetreu-
ungsgesetz. 2004trates inKraftundsi-
cherte Eltern ein ausreichendes Ange-
bot zu – auch für Kinder von Eltern, die
«ohnefinanzielleNotarbeitenwollen».
Die neue Verfassung von 2005 krönte
die Entwicklung, indem sie Eltern das
Recht zusprach, eineTagesbetreuungs-
möglichkeit inAnspruchzunehmen,die
an den Bedürfnissen der Kinder orien-
tiert ist. Bis heute ist der Kanton Basel-
StadtdereinzigeKanton inderSchweiz,
der ein verfassungsmässiges Recht auf
eineTagesbetreuungkennt.

In der Folge wuchs das Angebot ra-
santan:Von2006bis2016verdoppelte
es sich nahezu und umfasste nun 3900
Betreuungsplätze.HoheElternbeiträge,
die fehlendeWahlfreiheit in subventio-
niertenKitasundunübersichtlichekan-
tonale Unterstützungsbeiträge sorgten
jedoch wiederholt für Verwirrung und
Diskussionen. Deshalb stimmte der
Grosse Rat 2019 der Totalrevision des
Tagesbetreuungsgesetzes zu.

* Anina Zahn wurde als Kind von einer
grossartigen Tagesmutter betreut.
Später studierte sie Geschichte und
Philosophie und forschte zur Ge-
schichte der Arbeitslosigkeit.
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«Starke Frauen in der
Basler Geschichte»

Nach dem ersten Teil der Serie Starke
Frauen in der Basler Geschichte im Fe-
bruar undMärz folgt nun der zweite Teil
mit fünf bewegenden Porträts von ein-
zelnen Frauen und Frauenkollektiven,
die Spuren in der Basler Geschichte
hinterlassen haben. Diesmal führt die
Reise vom 18. Jahrhundert bis in die
Gegenwart. Diese Serie ist ein Projekt
vonStadt.Geschichte.Basel und imRah-
men des Jubiläums des Frauenstimm-
rechts entstanden. Am 7. Februar 1971
erhielten die Schweizer Frauen das
Stimmrecht auf nationaler Ebene.

Weitere Porträts sind im Sticker-
album, das zusammenmit demStaats-
archiv Basel-Stadt veröffentlicht wur-
de, zu finden. Stadt.Geschichte.Basel
ist ein von der öffentlichen Hand und
von privaten Stiftungen finanziertes For-
schungsprojekt. Im Zentrum steht die
Publikation der neuen Kantonsge-
schichte. (hel)

Dies ist das letzte Porträt der Serie
Alle erschienenen Beiträge sind in den
Onlinearchiven der bz und von
Stadt.Geschichte.Basel zu finden.
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